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Standeskommissionsbeschluss
uber den Normalarbeitsvertrag fur
hauswirtschaftliche Arbeitsverhaltnisse (NAV HW)

vom

Die Standeskommission des Kantons Appenzell I. Rh.,
gestitzt auf Art. 7b des Einflhrungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch
(EG ZGB)

beschliesst:

I. Geltungsbereich und Wirkung

Art. 1
'Dieser Normalarbeitsvertrag gilt fiir das Gebiet des Kantons Appenzell I.Rh.

’Er findet Anwendung auf Arbeitsverhéltnisse von Arbeitnehmenden, die hauptbe-
ruflich oder regelmassig teilzeitlich zumindest Uberwiegend hauswirtschaftliche Ar-
beiten in einem privaten Haushalt oder in einem Kollektivhaushalt wie Heim, Pensi-
on, Anstalt oder Spital verrichten.

®Der Normalarbeitsvertrag gilt auch fir Praktikums-, Volontariats- und Au-pair-
Verhaltnisse.

*Er gilt nicht far:

a) hauswirtschaftliche Arbeitsverhaltnisse, die dem offentlichen Recht, einem an-
deren Normalarbeitsvertrag oder einem Gesamtarbeitsvertrag unterstellt sind;

b) von der zustandigen Behdrde genehmigte hauswirtschaftliche Lehrverhéltnisse.

Art. 2

'Soweit zwischen den Parteien nicht rechtmassig etwas anderes vereinbart wird,
gelten die Bestimmungen dieses Normalarbeitsvertrags fir Arbeitsverhaltnisse in
seinem Geltungsbereich unmittelbar.

“Abweichende Vereinbarungen zuungunsten der Arbeitnehmenden bediirfen, soweit
sie Uberhaupt rechtmassig sind, zu ihrer Gultigkeit in folgenden Fallen der Schrift-
lichkeit:

Art. 4 Arbeitszeit

Art. 5 Uberstunden

Art. 6 Ruhezeit

Art. 7 Freizeit

Art. 19  Krankentaggeldversicherung
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Art. 23 Kosten der persdnlichen Vorstellung
Art. 28 Beschaftigung schwangerer Frauen und stillender Mutter

*lm Ubrigen gelten mangels anderweitiger Abrede die Bestimmungen fiir den Ein-
zelarbeitsvertrag gemass Obligationenrecht.

Art. 3

'Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber hat die Personlichkeit der Arbeitnehmenden
zu achten und zu schitzen, auf deren Gesundheit gebiihrend Ricksicht zu nehmen
und fur die Wahrung der Sittlichkeit zu sorgen. Dies gilt in besonderem Masse fur
jugendliche Arbeitnehmende und schwangere Frauen. Es sind die erforderlichen
Schutzmassnahmen gegen Unfallgefahren vorzukehren.

’Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber hat ausreichende Massnahmen zur Siche-
rung der Arbeitshygiene und der Arbeitssicherheit zu ergreifen, um die Gesundheit
und das Leben der Arbeitnehmenden zu schutzen.

®Die Arbeitnehmenden tben ihre Tatigkeit sorgfaltig aus. Sie halten sich an die
Hausordnung und sind nach Treu und Glauben zur Verschwiegenheit verpflichtet.

*Sie sind fiir den Schaden verantwortlich, den sie der Arbeitgeberin oder dem Ar-
beitgeber absichtlich oder fahrlassig zuftuigen. Bei leichter Fahrlassigkeit oder klei-
nem Schaden besteht die Ersatzpflicht nur im Wiederholungsfall und wenn sie in-
nert Monatsfrist geltend gemacht wurde, und sie ist auf die Halfte eines monatlichen
Geldlohnes beschréankt.

Il. Arbeitszeit, Freizeit und Ferien

Art. 4

'Die wochentliche Arbeitszeit betragt 45 Stunden. Die tagliche Arbeitszeit soll neun
Stunden nicht Gberschreiten und in der Regel um 19.30 Uhr beendet sein.

’Als Arbeitszeit gilt die Zeit, wahrend der sich die oder der Arbeitnehmende fiir Ar-
beiten zur Verfugung zu halten hat. Essenszeit ohne dienstliche Verrichtung gilt
nicht als Arbeitszeit.

*Hat die oder der Arbeitnehmende Prasenzzeit als Pikettdienst oder in Abrufbereit-
schaft zu leisten, ist diese mit 10% als Arbeitszeit anzurechnen. Wird in der Pra-
senzzeit gearbeitet, gilt die gearbeitete Zeit als Arbeitszeit. Muss in der Prasenzzeit
regelmassig gearbeitet werden, wird die Prasenzzeit vollstandig zur Arbeitszeit an-
gerechnet.
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Art. 5

'Die Arbeithehmenden sind bei Bedarf zur Leistung von Uberstunden verpflichtet,
wenn sie diese zu leisten vermdgen und ihnen die Uberstunden nach Treu und
Glauben zugemutet werden kénnen.

?Uberstunden sind entweder in gegenseitigem Einverstandnis binnen sechs Mona-
ten durch Freizeit von mindestens gleicher Dauer zu kompensieren oder mit dem
Normallohn und einem Lohnzuschlag von 25 Prozent zu entschadigen. Der Monat
wird zu vier Wochen berechnet.

®Jugendliche, das heisst Personen, die das 18. Altersjahr nicht vollendet haben, und
schwangere Frauen durfen nicht Uber die vereinbarte tagliche Arbeitszeit hinaus
und keinesfalls mehr als neun Stunden pro Tag beschaftigt werden.

Art. 6

'Die Arbeit ist um die Mitte der Arbeitszeit durch Pausen von folgender Mindest-

dauer zu unterbrechen:

a) 15 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als 5 %2 Stunden,

b) 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als 7 Stunden,

c) eine Stunde bei einer Arbeitszeit von mehr als 9 Stunden, welche in eine Pause
von 30 Minuten und mehrere Kurzpausen aufgeteilt werden kann.

ZJugendlichen sowie schwangeren Frauen ab dem vierten Schwangerschaftsmonat
sind eine zusammenhangende tagliche Ruhezeit von mindestens zwolf Stunden,
den anderen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern eine solche von mindestens elf
aufeinander folgenden Stunden zu gewahren.

*Schwangeren Frauen ab dem vierten Schwangerschaftsmonat ist nach jeder zwei-
ten Stunde zusatzlich zu den Pausen nach Absatz 1 eine Kurzpause von
10 Minuten zu gewahren.

Art. 7

'Die Arbeitnehmenden haben pro Woche Anspruch auf einen ganzen freien Tag, in
der Regel den Sonntag, und auf einen freien Halbtag, in der Regel einen Nachmit-
tag ohne Arbeitsbereitschaft am Abend.

*Wer an einem nicht auf einen Sonntag fallenden &ffentlichen Ruhetag arbeitet, hat
Anspruch auf einen Ersatzruhetag und auf einen zusatzlichen freien Halbtag. Den
Arbeitnehmenden ist Gelegenheit zu geben, ihre religiosen Pflichten zu erfillen.

*Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber unterstiitzt den Besuch von Kursen und Veran-
staltungen zur Aus- und Weiterbildung.

*Jugendliche dirfen wahrend der Nacht (Zeit zwischen 22 und 6 Uhr) sowie an
Sonntagen nicht beschaftigt werden.
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Art. 8

'Die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer hat Anspruch auf vier Wochen bezahlte
Ferien pro Dienstjahr.

’Der Ferienanspruch betragt finf Wochen pro Dienstjahr fiir Arbeitnehmerinnen
oder Arbeitnehmer:

a) bis zum vollendeten 20. Altersjahr;

b) nach vollendetem 50. Altersjahr;

c) nach vollendetem 10. Dienstjahr.

®Die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer hat zuséatzlich Anspruch auf die Ent-
schadigung fur den ausfallenden Naturallohn geméss den Anséatzen der Alters- und
Hinterlassenenversicherungsgesetzgebung.

“Die Ferien sind im Verlauf des betreffenden Dienstjahres zu gewéhren, mindestens
zwei Ferienwochen missen zusammenhangen.

°Die Zeit, wahrend der sich Arbeitnehmende mit der Arbeitgeberin oder dem Arbeit-
geber auf Reisen oder in den Ferien befinden, gilt nicht als Ferien.

Art. 9

Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer, die im Stundenlohn entschadigt werden und
sehr unregelmassig arbeiten, kann der auf die Ferienzeit entfallende Lohnanteil
zusammen mit dem Stundenlohn ausbezahlt werden, wenn dies schriftlich verein-
bart wurde und der Zuschlag fur das Feriengeld auf jeder Lohnabrechnung separat
aufgefuihrt wird. Der Zuschlag betragt:

a) bei 4 Wochen Ferien 8,33%,

b) bei 5 Wochen Ferien 10,64% des Stundenlohnes.

Art. 10

'Die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer hat Anspruch auf bezahlte arbeitsfreie

Tage bei folgenden Ereignissen:

a) 3 Tage bei eigener Heirat oder Eintragung der Partnerschaft; Tod des Ehegat-
ten, des eingetragenen Partners oder der eingetragenen Partnerin, des Leben-
spartners oder der Lebenspartnerin und von Kindern;

b) 2 Tage bei Niederkunft der Ehegattin, der eingetragenen Partnerin oder der
Lebenspartnerin; Tod der Eltern;

c) 1 Tag bei Todesféllen in der Verwandtschaft; Wohnungswechsel,

d) bis zu 3 Tage pro Krankheitsfall fir die Pflege des eigenen oder im gleichen
Haushalt lebenden Kindes;

e) die notigen Stunden fur die Erflllung gesetzlicher Pflichten.

*Nach erfolgter Kiindigung ist der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer bei der
Suche einer neuen Arbeitsstelle die erforderliche Zeit fur Vorstellungsgesprache als
bezahlter Urlaub zu gewahren, jedoch hdchstens zwei Tage.
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Art. 11

'Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber ist verantwortlich fiir die Einhaltung der
Arbeitszeiten.

’Sie oder er hat eine korrekte Arbeitszeiterfassung zu filhren und die Unterlagen

wahrend mindestens finf Jahren aufzubewahren. In der Arbeitszeiterfassung muss

namentlich ersichtlich sein:

a) die geleistete tagliche und wochentliche Arbeitszeit samt den geleisteten Uber-
stunden und ihre Lage;

b) die gewahrte wochentliche Freizeit;

c) die Lage und Dauer der Pausen von 30 Minuten und mehr;

d) die geschuldeten Lohn- und Zeitzuschlage.

I1l. Lohn

Art. 12

'Der Lohn besteht aus einem Bruttolohn und wird als Geldlohn oder Geld- und Na-
turallohn ausgerichtet.

“Unterkunft, Verpflegung und Besorgung der personlichen Wasche im Haushalt der
Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers bilden den Naturallohn. Wird der Naturallohn
nicht oder nicht vollstdndig gewabhrt, ist der Geldlohn gemass den Anséatzen der
Alters- und Hinterlassenenversicherungsgesetzgebung auszuzahlen.

®Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber darf die Arbeitnehmenden ohne deren Ein-
verstandnis nicht zu Nachtarbeit (22 — 6 Uhr) heranziehen. Leisten sie Abend- oder
Nachtarbeit (20 — 6 Uhr), haben sie Anspruch auf einen Lohnzuschlag von 25%.
Wird Sonntagsarbeit geleistet, betragt der Lohnzuschlag 50%.

Art. 13
'Die Verpflegung muss gesund und ausreichend sein.

’Leben Arbeitnehmende in Hausgemeinschaft mit der Arbeitgeberin oder dem Ar-
beitgeber, haben sie Anspruch auf ein eigenes, abschliessbares Zimmer, das den
gesundheitlichen Anforderungen entspricht, wohnlich eingerichtet, gut beleuchtet
und gut beheizbar ist. Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber hat eine ausreichende
Wasch- und Dusch- oder Badegelegenheit zur Verfligung zu stellen.

Art. 14

'Der Lohn entspricht dem Aufgabenbereich, dem Ausbildungsstand und den Fahig-
keiten der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnenmers. Er ist jahrlich mindestens ein-
mal zu Uberprifen und den Leistungen und Dienstjahren sowie der allfalligen Teue-
rung anzupassen.
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’Familien- und Kinderzulagen sowie nach der eidgenéssischen Alters- und Hinter-
lassenenversicherung nicht beitragspflichtige Bezilige durfen bei der Festsetzung
des Lohnes nicht berticksichtigt werden.

Art. 15

'Der Geldlohn samt Sozialzulagen und die Entschadigung fiir Uberstundenarbeit
sind spatestens am Ende jedes Monats in Schweizer Franken auszuzahlen.

’Spatestens mit der Lohnzahlung hat die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber der
oder dem Arbeitnehmenden eine Lohnabrechnung zu tbergeben.

Art. 16

'Die Arbeitnehmenden haben Anspruch auf eine Treuepramie in der Hohe eines
Monatslohnes nach 10, 20, 30 und 40 Dienstjahren.

’Fir Teilzeitangestellte ist das durchschnittliche monatliche Einkommen des letzten
Dienstjahres massgebend.

Art. 17

'Die Anspriiche der Arbeitnehmenden auf Lohnfortzahlung sowie auf Pflege und
arztliche Behandlung bei Hausgemeinschaft mit der Arbeitgeberin oder dem Arbeit-
geber richten sich nach Art. 324a und Art. 328a OR. Sie haben Anspruch auf den
vollen Lohn:

a) wahrend eines Monats im ersten und zweiten Dienstjahr;

b) waéhrend zweier Monate im dritten und vierten Dienstjahr;

c) wahrend dreier Monate im fiinften bis neunten Dienstjahr;

d) ab dem zehnten Dienstjahr alle finf Dienstjahre einen Monat zuséatzlich.

’Bei Schwangerschaft der Arbeitnehmerin hat die Arbeitgeberin oder der Arbeitge-
ber den Lohn im gleichen Umfang zu entrichten. Die Mutterschaftsentschadigung
der Arbeitnehmerin richtet sich nach der Erwerbsersatzgesetzgebung. Ist die Ar-
beitnehmerin nicht anspruchsberechtigt, gilt Art. 324a OR.

*Soweit die Arbeitnehmenden auf Grund gesetzlicher Vorschrift obligatorisch versi-
chert sind gegen die wirtschaftlichen Folgen einer in ihrer Person begrindeten un-
verschuldeten Arbeitsverhinderung, gilt die Regelung von Art. 324b OR.

Art. 18

!Absenzen sind der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber sofort zu melden. Bei einer
Arbeitsunfahigkeit wegen Krankheit oder Unfall ist spatestens ab dem dritten Ar-
beitstag ein Arztzeugnis in deutscher Sprache einzureichen.

?zweifelt die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber die Arbeitsunfahigkeit oder das
Arztzeugnis an, kann sie oder er auf eigene Kosten eine vertrauensarztliche Unter-
suchung verlangen. Wird die vertrauensarztliche Untersuchung trotz Abmahnung
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verweigert, kann die Lohnfortzahlung eingestellt oder das Arbeitsverhéltnis fristlos
gekundigt werden.

IV. Versicherungen

Art. 19

'Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber stellt spatestens bei Stellenantritt sicher,
dass die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer fir Krankenpflege gemass Kran-
kenversicherungsgesetzgebung versichert ist.

’Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber hat fir die Arbeitnehmerin oder den Arbeit-
nehmer eine Krankentaggeldversicherung geméass Krankenversicherungsgesetzge-
bung mit einer Leistungsdauer von 720 Tagen innert 900 aufeinanderfolgenden
Tagen in Hohe von 80% des bei Versicherungsbeginn vereinbarten Bruttolohnes
mit einer Wartefrist von langstens 2 Tagen abzuschliessen. Das Taggeld ist min-
destens alle zwei Jahre der Lohnentwicklung anzupassen. Die Arbeitgeberseite
tragt die Pramien zur Halfte.

Art. 20

'Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber hat die Arbeitnehmerin oder den Arbeit-
nehmer gegen Berufs- und Nichtberufsunfalle sowie Berufskrankheiten gemass
Unfallversicherungsgesetzgebung zu versichern.

’Die Pramien fir die Versicherung der Berufsunfalle und -krankheiten tragt die Ar-
beitgeberin oder der Arbeitgeber, jene fur die Nichtberufsunfallversicherung die Ar-
beitnehmerin oder der Arbeitnehmer.

Art. 21

Fehlt der Versicherungsschutz gegen die wirtschaftlichen Folgen von Krankheit
oder Unfall, so haftet die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber der oder dem Arbeit-
nehmenden in dem Umfang, als bei bestehendem Versicherungsschutz Leistungen
erbracht wirden.

Art. 22

'Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber hat die Arbeithehmenden gemass der be-
rufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorgegesetzgebung zu versichern.

Der Beitrag der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers ist gleich hoch wie jener der
Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers.
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V. Probezeit und Kindigung

Art. 23

Verlangt die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber vor Vertragsabschluss ein personli-
ches Vorstellungsgespréach, besteht Anspruch auf Vergltung der Reise-, Verpfle-
gungs- und Ubernachtungskosten.

Art. 24
'Die Probezeit betragt einen Monat.

’Das Arbeitsverhaltnis kann wahrend der Probezeit jederzeit mit einer Kiindigungs-
frist von funf Tagen gekindigt werden.

Art. 25

'"Nach der Probezeit kann das Arbeitsverhaltnis im ersten Dienstjahr unter Einhal-
tung einer Kindigungsfrist von einem Monat, vom zweiten Dienstjahr an mit einer
Frist von zwei Monaten, jeweils auf das Ende eines Monats, gekiindigt werden.

’Die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer verlasst die Stelle am letzten Tag der
Kindigungsfrist. Fallt dieser auf einen Sonntag oder Feiertag, so ist der Austritt auf
den letzten vorangehenden Werktag vorzuverlegen.

*Die kiindigende Partei muss die Kiindigung schriftlich begriinden, wenn die andere
Partei dies verlangt.

“Die Kiindigung darf nicht missbrauchlich sein und nicht zur Unzeit erfolgen. Es
gelten die Bestimmungen gemass Art. 336 ff. OR.

°Die fristlose Auflésung nach Art. 337 ff. OR bleibt vorbehalten. Die fristlose Kiindi-
gung des Arbeitsverhaltnisses mit minderjahrigen oder vollumfanglich verbeistande-
ten Arbeitnehmenden ist vorgangig dem gesetzlichen Vertreter mitzuteilen.

Art. 26

'Die Arbeitnehmerin oder der Arbeithnehmer kann jederzeit ein Zeugnis verlangen,
das sich uber die Art und Dauer des Arbeitsverhéaltnisses sowie uber die Leistungen
und das Verhalten ausspricht.

’Auf besonderes Verlangen der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers hat sich
das Zeugnis auf Angaben Uber die Art und Dauer des Arbeitsverhaltnisses zu be-
schrénken.
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VI. Schwangere Frauen und stillende Mutter

Art. 27

Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber hat schwangere Frauen und stillende Mitter
S0 zu beschaftigen und deren Arbeitsbedingungen so zu gestalten, dass die Ge-
sundheit von Mutter und Kind nicht beeintrachtigt wird.

Art. 28

'Schwangere Frauen diirfen auf blosse Anzeige hin von der Arbeit fernbleiben oder
diese verlassen.

’Schwangere Frauen dirfen ab der 8. Woche vor der Niederkunft zwischen 20 und
6 Uhr nicht beschaftigt werden.

®Nach der Niederkunft hat die Arbeitnehmerin Anspruch auf einen Mutterschaftsur-
laub von 14 Wochen.

*stillenden Mttern sind die fir das Stillen oder fiir das Abpumpen von Milch erfor-
derlichen Zeiten freizugeben. Davon wird im ersten Lebensjahr des Kindes als be-
zahlte Arbeitszeit angerechnet:

a) Dbei einer taglichen Arbeitszeit von bis zu 4 Stunden 30 Minuten;

b) bei einer taglichen Arbeitszeit von mehr als 4 Stunden 60 Minuten;

c) Dbei einer taglichen Arbeitszeit von mehr als 7 Stunden 90 Minuten.

VII. Schlussbestimmungen

Art. 29
Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber hat der oder dem Arbeithnehmenden bei Stel-
lenantritt ein Exemplar dieses Normalarbeitsvertrags auszuhandigen.

Art. 30
Die Bestimmungen dieses Normalarbeitsvertrags finden auf alle im Zeitpunkt des
Inkrafttretens bestehenden Arbeitsverhéltnisse Anwendung.

Art. 31

Dieser Beschluss tritt, vorbehéltlich der Annahme des Landsgemeindebeschlusses
zur Revision des Einfihrungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch an der
Landsgemeinde vom 29. April 2018, am 1. Mai 2018 in Kraft.
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Anhang

Vereinbarung

1. Zwischen als Arbeitgeberin /
Arbeitgeber

und

als Arbeitnehmerin / Arbeithehmer

wird mit Beginn am auf unbestimmte Zeit ein Arbeits-
vertrag abgeschlossen. Der Arbeitnehmer / die Arbeitnehmerin Ubernimmt im
Haushalt oder Betrieb des Arbeitgebers / der Arbeitgeberin eine Stelle als
. Das Arbeitspensum betragt

Stunden pro Woche.

2. Der Bruttolohn pro Monat betragt Fr.

3. Besondere Vereinbarungen:

4. Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des Normalarbeitsvertrags Hauswirtschaft
des Bundes und des kantonalen Normalarbeitsvertrags fur Hausangestellte.
Anderungen und Erganzungen dieser Vereinbarung sind nur schriftlich giltig.

Ort: Datum:
Die Arbeitgeberin / der Arbeitgeber: Die Arbeitnehmerin / der Arbeitneh-
mer:

Al 013.12-98.11-210440



	Standeskommissionsbeschluss  über den Normalarbeitsvertrag für  hauswirtschaftliche Arbeitsverhältnisse (NAV HW)
	I. Geltungsbereich und Wirkung
	Art. 1
	Art. 2
	Art. 3

	II. Arbeitszeit, Freizeit und Ferien
	Art. 4
	Art. 5
	Art. 6
	Art. 7
	Art. 8
	Art. 9
	Art. 10
	Art. 11

	III. Lohn
	Art. 12
	Art. 13
	Art. 14
	Art. 15
	Art. 16
	Art. 17
	Art. 18

	IV. Versicherungen
	Art. 19
	Art. 20
	Art. 21
	Art. 22

	V. Probezeit und Kündigung
	Art. 23
	Art. 24
	Art. 25
	Art. 26

	VI. Schwangere Frauen und stillende Mütter
	Art. 27
	Art. 28

	VII. Schlussbestimmungen
	Art. 29
	Art. 30
	Art. 31


	Anhang
	Vereinbarung

